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Frauen – Männer – Räume
Geschlechterunterschiede in den regionalen Lebensverhältnissen
Berichte, Band 26

Im Zuge des konjunkturellen Aufschwungs 
nimmt die Arbeitslosigkeit erfreulicherwei-
se ab. Dennoch besteht nach wie vor ein 
enormes Gefälle in der Betroffenheit von 
Arbeitslosigkeit zwischen Ost- und West-
deutschland. Aber gilt diese Allgemeinaus-
sage gleichermaßen für Männer wie für 
Frauen? Und bestehen darüber hinaus re-
gionale Differenzen in der Betroffenheit von 
Arbeitslosigkeit zwischen Frauen und Män-
nern, wie auf Grund der regionalen Streu-
ung von Arbeitslosigkeit einerseits und der 
Arbeitsmarktstruktur andererseits vermutet 
werden kann?

Im Rahmen der Gleichstellungspolitik ei-
nerseits und der regionalentwicklungs-
politischen Leitidee der Gleichwertigkeit der 
regionalen Lebensverhältnisse andererseits 
sind dies berechtigte und wichtige Fragen, 
die in dieser Form noch nirgends so ein-
deutig beantwortet wurden. Die umseitige 
Karte verdeutlicht, dass die im Durchschnitt 
gemessenen Geschlechterunterschiede sich 
auf der regionalen Ebene vollkommen an-
ders darstellen können.  

So lag 2004 die Arbeitslosenquote der 
Frauen insgesamt mit rund 11 % leicht un-
ter der der Männer mit rund 12 %. Diese 
etwas geringere Betroffenheit der Frauen 
beruht hauptsächlich auf dem Unterschied 
in Westdeutschland (8,4 % zu 9,8 %), wäh-
rend in Ostdeutschland faktisch kein Un-
terschied mehr besteht (19,7 % zu 19,6 %) 
(siehe Karte nachfolgende Seite). 

Die beiden Teilkarten mit den je spezi-
fischen Arbeitslosenquoten für Frauen und 

für Männer spiegeln diese allgemeine Ten-
denz wider. Die dritte Teilkarte führt die 
beiden ersten Teilkarten zusammen, indem 
sie die Prozentpunktdifferenz der Arbeits-
losenquote der  Frauen zu der der Männer 
abbildet. 

Diese Prozentpunktdifferenz offenbart 
weitere kleinräumige Unterschiede in der 
Betroffenheit von Arbeitslosigkeit.  Unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Standard-
abweichung der Verteilung können die Re-
gionen nach Art und Höhe der Geschlech-
terunterschiede klassifiziert werden: In etwa 
der Hälfte der Kreise Deutschlands sind die 
Unterschiede in der Arbeitslosenquote zwi-
schen Frauen und Männern gering bzw. 
vernachlässigbar (grünliche Klasse); in der 
nördlichen Hälte Westdeutschlands sind die 
Männer stärker von Arbeitslosigkeit betrof-
fen (blaue Klasseneinteilung); vor allem in 
den südlichen Regionen Ostdeutschlands 
ist die Arbeitslosigkeit unter Frauen höher 
als unter Männern (orange-rote Klassenein-
teilung). Je intensiver die Färbung ist, umso 
deutlicher unterscheiden sich die Quoten 
von Männern und Frauen. 

Mit Hilfe von Varianzanalysen werden die 
visualisierten regionalen Geschlechterun-
terschiede auch auf Signifikanz hinsichtlich 
alte versus neue Länder und hinsichtlich 
der Siedlungsstrukturtypen überprüft. Sig-
nifikante Wechselwirkungen zwischen dem 
Merkmal Geschlecht und dem Merkmal 
Siedlungsstrukturtyp bzw. alte/neue Länder 
bedeuten, dass Raum und Geschlecht nicht 
länger unabhängig voneinander betrachtet
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werden dürfen. Im Beispiel der Arbeits-
losenquote bedeuten  signifikante Wechsel-
wirkungen zwischen Geschlecht und Sied-
lungsstrukturtyp z. B., dass Männer vor allem 
in Kernstädten in höherem Maße arbeitslos 
sind, während im ländlichen Raum und vor 
allem im Umland der Kernstädte tendenzi-
ell mehr Frauen arbeitslos gemeldet sind.

So wie die  Arbeitslosenquote wurden rund 
50 Indikatoren aus der Laufenden Raumbe-
ob ach tung des BBR in den Bereichen 
Bevölke rungs ver tei lung, (Aus-)Bildung, Er-
werbsleben, Verein barkeit von Beruf und Fa-
milie, Mobilität und Wohnen systematisch 
auf die Bedeutung des regionalen Kontextes 
für Geschlechterdif ferenzen untersucht. Zu-
dem wurden weitere ge schlechtsspezifisch 
und regional differenzierte Daten aus der 
BBR-Umfrage, dem SOEP, dem Mikrozensus 
und der KONTIV herangezogen . 

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen lie-
gen jetzt in der Reihe „Berichte“ des BBR 
unter dem Titel „Frauen – Männer – Räume“ 
vor.  Der Bericht ermöglicht einen breiten 
Eindruck von den Chancen (un) gleich  keiten 
in den regionalen Lebensver hält nissen 
von Frauen und Männern. Denn treten die 
Merkmale Geschlecht und Raum in Wech-
selwirkung zueinander, so können die 
Geschlech terunterschiede prinzipiell nicht 
mehr unabhängig vom räumlichen Kontext 
betrachtet werden. Dies ist für rund 80 % 
aller untersuchten Indikatoren über alle Be-
reiche hinweg der Fall.

Der Bericht möchte die Raumentwick lungs-
politik des Bundes und der Länder nach dem 
Prinzip „Koordination durch Information“ 
für das Gender Mainstreaming sensibilisie-
ren. Er enthält eine Fülle von aufschlussrei-
chen Erkenntnissen zu den re gio nalen Un-
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terschieden in den Lebensver hältnissen von 
Frauen und Männern, z. B.:

• Junge Frauen reagieren früher auf feh-
lende berufliche Perspektiven und das 
stärker durch Abwanderung. Besonders 
aus den ländlichen Kreisen und Regionen 
der neuen Länder wandern überpro por-
tional viele junge Frauen im Alter zwi-
schen 18 und 25 Jahren ab. Durch diese 
alters- und geschlechtsselektive Abwan-
derung zeichnet sich in diesen Regionen 
bereits ein derartig ungünstiges Ge-
schlechtsverhältnis ab, wie es in keinem 
anderen Gebiet Deutschlands zu finden 
ist. 

• Junge Männer verweigern sich häufiger 
der Bildung als Mädchen, regional jedoch 
in unterschiedlichem Maße – vielfach mit 
ein Grund für schlechte Berufsperspek-
tiven junger Menschen. Die größten Pro-
bleme im Bildungsbereich folgen aus der 
immer noch starken Abhängigkeit der 
Bildungsbeteiligung vom Bil dungsstand 
und Status der Eltern. Viele der regio-
nalen Unterschiede lassen sich darauf 
zurückführen, dass bestimmte Sozial-
milieus regional über- oder unterreprä-
sentiert sind.

• Frauen möchten mehr arbeiten, Männer 
machen Karriere. Kaum ein Bereich weist 
so starke geschlechtsdifferenzierende re-
gionale Unterschiede auf wie der Bereich 
des Erwerbslebens. Die die DDR kenn-
zeichnende hohe Erwerbsbeteiligung der 
Frauen ist auch heute noch für die neuen 
Länder kennzeichnend, sei es aus dem 
Selbstverständnis der Frauen heraus, we-
gen der (noch) bestehenden umfangrei-
cheren Betreuungsmöglichkeiten für Kin-
der oder aufgrund ökonomischer Erfor-
dernisse. Aber auch in den alten Ländern 
hat die Frauenerwerbsbeteiligung in den 
letzten Jahren zugenommen, vor allem 
durch den Wandel von der Industrie- zur 
Dienstleistungsgesellschaft und die da-
mit verbundene Ausweitung der Teilzeit-
ar beitsplätze. Hochwertige Arbeitsplätze 
werden stärker durch Männer besetzt, 
und dies überproportional dort, wo hö her-
wertige Arbeitsplätze insgesamt in größe-
rer Zahl zur Verfügung stehen. Räumlich 
gesehen gewinnen entsprechend die gut 
ausgebildeten Männer gegenüber den 
ebenso qualifizierten Frauen, je mehr es 
vom Land in Richtung Kernstädte geht. 

• Nirgendwo sonst praktizieren Paare so 
häufig die traditionelle Rollenverteilung 
wie im suburbanen Umland. Probleme 
bei der Vereinbarkeit von Beruf und Be-
treu ungsaufgaben, sei es die Betreuung 
der Kinder oder pflegebedürftiger Ange-
höriger, zeigen sich in allen Regionen. Am 
geringsten davon betroffen zeigen sich 
berufstätige Eltern in den Umlandkrei-
sen, wo sich gleichzeitig jedoch auch die 
geringsten Erwerbstätigenquoten finden 
– insbeson de re bei den Frauen. Anderer-
seits ist dort aber auch die Erreichbarkeit 
von infrastrukturellen Einrichtungen, vor 
allem zur Kinderbetreuung, schlechter 
als in den anderen Kreistypen. Schein-
bar wird das Ver einbarkeitsproblem im 
städtischen Umland vor allem dadurch 
„gelöst“, dass ein Elternteil die Erwerbs-
tätigkeit (vorübergehend) aufgibt.

• Männer fahren Auto, Frauen nutzen den 
ÖPNV oder gehen zu Fuß. Frauen sind 
anders mobil als Männer, was zu einem 
Großteil auf die Verfügbarkeit eines Pkw 
und/oder den Besitz einer Fahrerlaubnis 
zurückzuführen ist. Fahren Männer meist 
mit dem Pkw, nutzen Frauen stärker öf-
fentliche Verkehrsmittel oder gehen zu 
Fuß. Überall dort, wo das ÖPNV-Angebot 
gut ist – vornehmlich in Kernstädten, wo es
auch Männer etwas stärker als im bundes-
weiten Durchschnitt nutzen – sind die Un-
terschiede zwischen Frauen und Männern
etwas geringer. Dadurch gleichen sich 
auch die Wegelängen, die benötigte Dau-
er für die einzelnen Wege etwas an, trotz 
weiterhin bestehender Unterschiede.

• Frauen wohnen zur Miete, Männer im 
Eigentum. Regionale Unterschied im Be-
reich Wohnen festzustellen, ist ungemein 
schwieriger als in den anderen Bereichen, 
da Frauen und Männer überwiegend in 
Partnerschaften oder Familien leben und 
ihre eigenen Bedürfnisse und Wünsche be-
züglich des Wohnens sich mit denen des
gesamten Haushaltes mischen. Gemesse-
ne Unterschiede resultieren zum einen 
daraus, dass dem Grundbedürfnis Woh-
nen ein unterschiedlicher Wert beigemes-
sen wird, zum anderen aus der Art und 
Weise, wie diesem unterschiedlichen Be-
dürfnis Rechnung getragen wird. Frauen 
z.B. verbringen mehr Zeit in der Wohnung,
legen größeren Wert auf eine angemessene
Ausstattung und sind relativ stärker bereit, 
mehr Geld für die Wohnung auszugeben. 
Allerdings sind sie seltener Eigentümerin 
ihrer Wohnung oder ihres Hauses.

Kontakt:

Katrin Meyer
Antonia Milbert
Referat I 6
Raum- und Stadt-
beobachtung
Tel.: 0228 99 –  401 23 14
  401 22 56
Fax: 0228 99 –  401 23 55
E-Mail: 
katrin.meyer
@bbr.bund.de
antonia.milbert
@bbr.bund.de
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Auf dem Weg zu einer 
Nationalen Stadtentwicklungs politik

Kontakt:

Dr. Peter Jakubowski
Referat I 5
Verkehr und Umwelt
Tel.: 0228 99 – 401 22 43
Fax: 0228 99 – 401 22 60
E-Mail: 
peter.jakubowski
@bbr.bund.de

Stephan Willinger
Referat II 3
Baukultur, Architektur, 
Städtebau
Tel.: 0228 99 –  401 12 75
Fax: 0228 99 –  401 15 49
E-Mail: 
stephan.willinger
@bbr.bund.de

Am 2. Juli 2007 ist der öffentlichkeitswirk-
same Startschuss für die Nationale Stadtent-
wick lungspolitik gefallen. Mit dem Kongress 
„Auf dem Weg zu einer Nationalen Stadtent-
wick lungspolitik“ im e-werk in Berlin-Mitte 
wurde mit über 800 Teilnehmern der fach-
öffentliche Dialogprozess für neue Akzente 
der Stadtentwicklung in Deutschland be-
gonnen. 

staatliche Handeln und die Weiterent-
wicklung von Förderprogrammen. 

• Eine zeitlich begrenzte Projektreihe 
(„Für Stadt und Urbanität“) soll das öf-
fentliche Bewusstsein für Optionen der 
Stadtentwicklung schärfen, individuel-
le Hand lungs möglichkeiten in urbanen 
Hand lungsfeldern aufzeigen und Räume 
für das Engagement von Bürgern und 
Wirtschaft öffnen. Sie soll auch auf die 
Partnerländer in der Europäischen Union 
ausstrahlen.

Die Nationale Stadtentwicklungspolitik ver-
steht sich als öffentlicher Dialogprozess, der 
die Angelegenheiten des Städtischen zum 
Wohle der Bürgerinnen und Bürger verbes-
sern soll. Als wichtigen Ausgangspunkt für 
eine breite und intensive Diskussion um die 
Belange der Stadtentwicklung hat im Auftrag 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung eine Expertengruppe 
das Memorandum „Auf dem Weg zu einer 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik“ erar-
beitet. Das Memorandum kann beim BBR 
als Sonderveröffentlichung bestellt werden 
und steht auch im Internet (www.bbr.bund.
de/Veroffentlichungen/Sonderveroeffent-
li chungen) zum Download bereit. 

Im Anschluss an den Auftaktkongress wer-
den weitere Veranstaltungen  stattfinden, so 
z. B. ein „Nationaler Kongress zur Städte bau-
förderung“ am 13. November 2007 in Berlin. 
Erste Ergebnisse des Dialogprozesses der 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik, der 
Projektreihe „Für Stadt und Urbanität“, wer-
den im April 2008 vorgestellt.

Projektaufruf

Die Nationale Stadtentwicklungspolitik zielt 
auf neue Ideen und neues Engagement in 
der Praxis der Stadtentwicklung. Deshalb 
will sie „Projekte“ umsetzen: Projekte, die 
die Praxis der Stadtentwicklungspolitik in 
der Bundesrepublik anregen und verän-
dern. Projekte, die eine öffentliche Diskus-
sion über die Zukunft unserer Städte und Re-
gionen auslösen können. Den Projektaufruf 
finden Sie eben falls im Internet. Innovative 
Projekte können bis zum 15. Oktober 2007 
beim BBR eingereicht werden. Ausgewählte 
Projekte können mit einer die Grundfinan-
zierung ergänzenden Förderung noch im 
Jahr 2007 ausgestattet werden.

Die Veröffentlichung ist 
kostenlos und und kann 
bezogen werden bei
Gabriele Bohm
E-Mail:
gabriele.bohm
@bbr.bund.de

Die Nationale Stadtentwicklungspolitik steht 
in der Tradition erfolgreicher Initiativen zur 
Neu orientierung im Städtebau und in der 
Stadt entwicklung. Der Aufruf des Deutschen 
Städtetages „Rettet unsere Städte jetzt“ leite-
te zu Beginn der 1970er Jahre einen Prozess 
grundlegender Kritik an Fehlentwicklun-
gen funktionaler Stadtentwicklung ein. Er 
bereitete die Erneuerung und den Umbau 
unserer Städte und so den Erhalt der Funk-
tionsfähigkeit des Stadtorganismus vor. 1975 
hat die europäisch getragene Initiative zum 
„Denk mal schutzjahr“ weit über fachliche 
Kreise hinaus einen Prozess zu veränderten 
Haltungen gegenüber dem kulturellen Erbe 
der Städte und ihrem historischen Baube-
stand eingeleitet. In der „Leipzig Charta zur 
nachhaltigen europäischen Stadt“, die auf 
dem informellen EU-Ministertreffen am
24. Mai 2007 verabschiedet wurde, wird ge-
fordert, Stadtentwicklung auf der nationalen 
Ebene zu verankern.

Aufgrund der gewandelten Perspektive städ-
tischer Zukunft soll bei der Stadtentwicklung 
eine Neuorientierung stattfinden:

• Stadtentwicklungspolitik muss sich sehr 
schnell an die vor allem durch wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Wandel be-
dingte Veränderung von Städten anpas-
sen; sie bedarf einer ständigen Qualifizie-
rung („Gute Praxis“). Auf Bundesebene 
betrifft dies vor allem die Einbindung der 
Stadtentwicklungspolitik in das gesamt-
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Ankündigung
Nationaler Kongress zur Städtebauförderung 

von Bund, Ländern und Kommunen
13. November 2007, Berlin

Eine nationale Stadtentwicklungspolitik mit 
dem Ziel, die Städte und Gemeinden immer 
wieder an veränderte soziale, ökologische 
und wirtschaftliche Rah men  bedingungen 
anzupassen, sieht sich so zu  sagen täglich 
mit neuen Chancen und Problemen kon-
frontiert. So verlangen die Folgen des de-
mographischen Wandels, der zunehmen-
den Verflechtung der Weltwirtschaft, der 
Internationalisierung der Finanzmärkte, 
der fortschreitenden Integration Europas 
und selbstverständlich auch der Klimaverän-
de run  gen nach urbanen Antworten. Denn 
in unseren Städten konzentrieren und ver-
stärken sich die Folgen dieser weltweiten 
Entwicklungen – und in den Städten liegen 
auch wesentliche Chancen, um mit diesen 
Herausforderungen positiv umzugehen. 

Vorrangig mit den Zielen, aufgelaufene Ent-
wick  lungsdefizite abzubauen, die soziale 
und ethnische Integrationskraft von Städ-
ten zu er  halten und diese zukunftsfähig zu 
machen, bringt die Bundesregierung bereits 
seit langer Zeit erhebliche Finanzmittel auf. 
Hervorzuheben sind hier insbesondere die 
Programme der Städtebauförderung. Mit 
der Städtebauförderung haben sich Bund, 
Länder und Gemeinden ein „multidimensio-
nales Instrument“ geschaffen, das mehrere 
Politikbe rei che, vor allem die der Struktur-
politik, der Sozialpolitik, der Infrastruktur-
politik und der Beschäftigungspolitik intelli-
gent  verbindet und räumlich koordiniert. 

Das inzwischen traditionelle Programm 
„Städtebauliche Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen“ existiert seit 1971. Es 
wird seit 1991 durch das Programm „Städte-
baulicher Denkmalschutz in den neuen Län-
dern“ und seit 1999 durch das bundesweite 
Programm „Soziale Stadt“ ergänzt. Im Rah-
men der Sozialen Stadt gibt es neuerdings 
wesentliche Ergänzungsprogramme, vor 
allem die „Modellvorhaben“ und das so ge-
nannte ESF-Programm „Soziale Stadt“. 2002 
startete die Bundesregierung das Programm 
„Stadtumbau Ost“. 2004 folgte der „Stadtum-
bau West“. 2008 wird das Programm „Aktive 
Stadt- und Ortsteilzentren“ hinzutreten. 

Mit diesen Programmen hat sich die Städte-
bauförderung stetig weiterentwickelt und 
sich an geänderte gesellschaftliche und 

wirtschaftliche Notwendigkeiten angepasst. 
Pa ral lel dazu hat sie im Laufe der Zeit einen 
vielseitigen „Instrumentenkoffer“ entwik-
kelt, den Städte und Gemeinden je nach 
städtebaulicher Bedarfs- und Problemlage 
anwenden können; dazu gehören vor allem 
die Regelungen im Baugesetzbuch. 

Anmeldeformalitäten 
und Kongressablauf 
werden demnächst 
unter www.bmvbs.de 
veröffentlicht.
Die Konferenzteil-
nahme ist kostenlos.

Mit der ersten Stufe der Föderalismusreform 
sind nun die grundgesetzlichen Regelungen 
zur Städtebauförderung neu gefasst worden.  
Deshalb ist die Städtebauförderung ab 2008 
neu zu strukturieren. 

Im Rahmen des Kongresses „Zukunft der 
Städtebauförderung“ sollen Fragen zu den 
Perspektiven der Förderansätze aufgeru-
fen werden. Wo liegen die Bedarfsfelder 
der Zukunft – und wer formuliert sie? Im 
welchem Verhältnis stehen die Programme 
zur raumbezogenen Forschung? Sind die 
Verfahren und die Rahmenbedingungen 
der Städtebauförderung noch zeitgemäß? 
Wie können die Programme besser mit an-
deren öffentlichen und privaten Aktivitäten 
und Förderansätzen verknüpft werden? Was 
ist zu tun, wenn Förderprogramme gemäß 
der Föderalismusreform zeitlich begrenzt 
werden müssen? Und schließlich: Welche 
„Anschlussmög lichkeiten“ bieten die För-
derprogramme für zivilgesellschaftliches 
Engagement und für eine verstärkte Einbe-
ziehung der Wirtschaft?

Die Diskussion über die Zukunft der Städte-
bauförderung ist kein Thema allein für Fach-
leute und Experten. Will die Städtebauförde-
rung „intelligent“ bleiben, muss sie die 
gesellschaftliche Diskussion suchen. Dafür 
will der Kongress eine Plattform bieten.

Regionale Dimension der Städtebauförderung:
Bevölkerungs- und Städtebaufördermittelanteil in %

nach Stadt-/Gemeindetyp (2005)
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Kontakt:

Bernd Breuer
Mechthild Renner
Referat I 2
Stadtentwicklung
Tel.: 0228 99 –  401 22 68
  401 23 23
Fax: 0228 99 –  401 23 56
E-Mail: 
bernd.breuer
@bbr.bund.de
mechthild.renner
@bbr.bund.de

Lebenswerte Innenstädte – Initiativen, die bewegen!
Gute Beispiele für Projekte und Initiativen der Innenstadtentwicklung

Die Veröffentlichung ist 
kostenlos und kann be-
zogen werden unter dem 
Stichwort „Lebenswerte 
Innenstädte“ bei
Sylvia Wicharz
E-Mail:
silvia.wicharz
@bbr.bund.de

Sie ist als Online-Publika-
tion im Internet abrufbar 
unter
www.bbr.bund.de
>ExWoSt>Studien
>Lebenswerte 
Innenstädte>Ergebnisse

Innenstädte sind bedeutende Orte der Be-
gegnung, des Austauschs und der Identi-
fikation. Allerdings sind sie oft mit Funk-
tionsverlusten, Brüchen in der räumlichen 
Struktur und der Stadtgestalt konfrontiert. 
Daher müssen solche Innenstädte und Zen-
tren stabilisiert und mit neuem Leben gefüllt 
werden. Sie sind als Orte für Arbeit, Bildung, 
Wohnen und Freizeit, mit Raum für Handel 
und Kultur, für Aufenthalt und Begegnung 
weiterzuentwickeln.

Angesichts der Bedeutung der Innenstädte 
hatten BMVBS und BBR mit Unterstützung 
der Bauministerkonferenz des Bundes und 
der Länder, von Kommunal- und Fachver-
bänden dazu aufgerufen, Beispiele für le-
bens werte Innenstädte zu benennen. Dabei 
standen die Handlungsschwerpunkte Ein-
zelhandel, Standort- und Innenstadtmarke-
ting, öffentlicher Raum, Kultur und Bildung 
sowie regionale Kooperation im Vorder-
grund. Die Resonanz auf den Projektaufruf 
ist bemerkenswert: Innenstadtakteure aus 
Städten unterschiedlicher Größe und Struk-
tur aus dem gesamten Bundesgebiet haben 
über 180 Projektvorschläge eingereicht.

Insgesamt ist ein großes Spektrum an Lö-
sungsansätzen für die Herausforderungen in 
den Innenstädten zusammen gekommen. So 
reichen die Projektthemen von Innenstadt-
entwicklungsfonds über Immobilien- und 
Standortgemeinschaften, Business Improve-
ment Districts, die Aufwertung von City-
Plätzen, einen akzeptierenden drogenpoli-
tischen Ansatz als Weg zu mehr Sicherheit 
und Sauberkeit bis hin zu regionalen Ein-
zelhandelskonzepten. Die dokumentierten 
Beispiele zeichnen sich dadurch aus, dass es 
sich um fachübergreifende und kooperative 
Ansätze verschiedener Innenstadtakteure 
handelt. Zugleich zeigen sie zukunftsweisen-

de Ent wicklungsmöglichkeiten auf, die auch 
anderen Städten und Akteuren als Anregung 
dienen können. Die Innenstadtprojekte be-
legen, welch positive Wirkung konzertiertes 
Handeln von Bürgerschaft, Wirtschaft und 
öffentlicher Hand auslösen kann.

Foto: Industrie- und Handelskammer Dortmund,
Matthias Stiller

Im Mittelpunkt der Publikation stehen die 
25 guten Beispiele. Sie sind nach Themen-
schwerpunkten gruppiert und in einheit-
licher Struktur dargestellt. Darüber hinaus 
werden Suche und Auswahl der Projekte 
skizziert sowie übergreifende Erkenntnisse 
zusammengefasst. Die ausgewählten Innen-
stadtprojekte wurden auch im Rahmen des 
Bundeskongresses „Auf dem Weg zu einer 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik“ am 
02.07.07 in Berlin ausgezeichnet.

Foto: Stadt Bottrop

Foto: FIRU
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Kontakt:

Ricarda Ruland
Referat II 3
Baukultur, Architektur, 
Städtebau
Tel.: 0228 99 – 401 23 01
Fax: 0228 99 – 401 15 49
E-Mail: 
ricarda.ruland
@bbr.bund.de

Der Städtetourismus gewinnt an Bedeutung 
und hat sich zu einem wesentlichen Wirt-
schaftsfaktor entwickelt. Über 30 % aller Rei-
sen aus dem Ausland in die Bundesrepublik 
Deutschland sind klassische Städte- und Be-
sichtigungstouren zu historischen Sehens-
würdigkeiten. Das gilt in zunehmendem 
Maße für die neuen Länder. Diese Reisen 
betreffen nicht nur die Städte, die man heute 
als Wachstumskerne bezeichnet. Ihre Ziele 
sind ebenso die Städte und Orte in ländlich 
geprägten oder in peripheren Regionen. 

Die neuen Länder zeigen, dass sich histo-
risches Erbe gerade in solchen Regionen 
hervorragend für den Tourismus nutzen 
lässt, in denen andere Wirtschaftszweige 
eher schwach vertreten sind. Die Wieder-
herstellung der baulichen Substanz und des 
öffentlichen Raums, als eine Vorraussetzung 
für den Tourismus, ist dabei vor allem ein 
Verdienst des Städtebauförderprogramms 
„Städtebaulicher Denkmalschutz“.  

In der im Rahmen der Begleitforschung zum 
Städtebauförderprogramm Städtebaulicher 
Denkmalschutz beauftragten Studie sollten 
mögliche Zusammenhänge zwischen Städte-
bauförderung und Tourismusentwick lung 
identifiziert werden. Im Mittelpunkt der Be-
trachtung standen die Wirkungen von histo-
rischen Stadtkernen und UNESCO-Welter-
bestätten auf die Tourismusentwicklung.

Die möglichen Effekte des Programms Städ-
tebaulicher Denkmalschutz auf die Tou ris-
musentwicklung sollten in zehn ausgewähl-
ten ostdeutschen Städten nachgewiesen 
werden: Stralsund, Wismar und Malchow in 
Meck lenburg-Vorpommern, Neuruppin und 
Pots dam in Brandenburg, Tangermünde 
und Quedlinburg in Sachsen-Anhalt, Görlitz 
und Zittau in Sachsen sowie Mühlhausen in 
Thüringen. In diesen Städten wurden Un-
tersuchungen der Tourismusstrukturen und 
-ent wicklungen, eine Analyse der Marketing-
aktivitäten und Internetauftritte der Städte, 
eine Gäste- und Unternehmensbefragung 
sowie Gespräche mit Planern, Denkmal-
schützern und Touristikern durchgeführt.

Infolge der Vielfalt individueller Strukturen 
und Einflüsse zeigt die Nachfrageentwick-
lung in den Referenzstädten – stellvertre-
tend für alle Städte – nicht automatisch kon-

Städtebaulicher Denkmalschutz und Tourismus-
entwicklung 
unter besonderer Berücksichtigung der UNESCO – Welterbestädte

Die Veröffentlichung ist 
kostenlos und kann unter 
dem Stichwort:
Städtebaulicher Denkmal-
schutz
bezogen werden bei: 
info-berlin@dwif.de

tinuierliche Zuwächse. Die positive Wirkung 
des Städtebaulichen Denkmalschutzes wird 
jedoch durchaus wahrgenommen, sowohl 
von den Gästen als auch von der Wirtschaft 
und der Bevölkerung. Allerdings konzen-
trieren sich die auch in handfesten Umsät-
zen messbaren Wirkungen in erster Linie auf 
den historischen Stadtkern sowie einzelne 
herausragende Gebäude. 

Die Touristen nehmen die Erfolge der Stadt-
sanierung bewusst wahr und honorieren 
diese mit positiven Bewertungen und einer 
hohen Bedeutung auch im Hinblick auf eine 
konkrete Reiseentscheidung. Kritik entzün-
det sich kaum mehr an fehlender Sanierung, 
an Baulücken oder Leerständen, sondern 
weit überwiegend an grundlegenden tou-
ristischen Angebots- und Servicemängeln. 
Neben einer Reihe individueller Aktivitäten 
in den Städten ergibt sich daraus Hand-
lungsbedarf vor allem in den Bereichen 
Innenmarketing, Stadtgestaltung, Stadtfüh-
rungen und Außenmarketing.

Die Studie wurde im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS), vertreten durch das 
Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung (BBR), von der dwif-Consulting GmbH, 
Berlin bearbeitet.

Im Juni 2007 wurde der Endbericht des For-
schungsvorhabens veröffentlicht. 
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Der „Stadtumbau“ hat sich zur vielfältigen 
Daueraufgabe entwickelt. Das BBR bear-
beitet in diversen Projekten die vielschich-
tigen Facetten des Stadtumbaus.

Stadtumbau-Ost
Im Stadtumbau-Ost wird der Abriss von 
leerstehenden Wohnungen weiter schwer-
punktmäßig fortgesetzt. Die Länder melden 
Halbzeit bezüglich des quantitativen Ab-
riss-Zieles. Die beiden Förderschwerpunk-
te Rückbau und Aufwertung wurden von 
ihnen sehr unterschiedlich gesetzt. Mittler-
weile zeichnen sich eine Hinwendung zu 
den Altbauquar tieren und eine Stärkung 
der Aufwertungsstrategien ab. Andererseits 
erweisen sich die vielfältigen Eigentümer-
strukturen als komplizierter gegenüber den 
bisherigen Kooperationen mit großen Woh-
nungsunternehmen. In den Altbaugebieten 
liegen die Herausforderungen darin, einen 
angemessenen Ausgleich der Lasten und der 
Aufwertungen im Quartier zu erzielen. Der 
freiwillige Charakter der Stadtumbauverträ-
ge steht auf dem Prüfstand. Bewährt haben 
sich die städtebaulichen Entwicklungskon-
zepte als Handlungsrahmen für den Stadt-
umbau. Grundlage für die laufende Evalu-
ierung des Programmbereichs bildet u.a. 
die „Zwischenbilanz 5 Jahre Stadtumbau 
Ost“. Weitere Informationen, insbesonde-
re zur  nächsten großen Veranstaltung mit 
dem Schwerpunktthema „Innerstädtischer 
Altbaubestand“, siehe unter: www.stadtum-
bau-ost.de.

Stadtumbau-West
Auch im  ExWoSt- Forschungsfeld Stadt-
umbau-West  konnte eine Bilanz für fünf 
Jahre gezogen werden. Die Abschlussveran-
stal tung im Juni in Essen machte deutlich, 
dass auch im Westen der Stadtumbau eine 
zunehmend wichtige Rolle für eine nach-
haltige Stadtentwicklungspolitik spielt. An-
gesichts zu erwartender Bevölkerungsver-
luste eröffnet sich hier die Chance, von den 
Erfahrungen im Osten zu lernen, auch wenn 
ähnliche Entwicklungen nicht so drama-
tisch und flä chen deckend zu erwarten sind. 
Besonders in den altindustriell geprägten 
Städten sind aber bereits vergleichbare Ver-
hältnisse anzutreffen. Das Forschungsfeld 
wird zum Ende des Jahres abgeschlossen. 
Die gewonnenen Erfahrungen  fließen in die 
zahlreichen Stadtumbauprojekte der Län-
der ein. Weitere Informationen unter: www.
stadtumbauwest.de

Stadtumbau bleibt eine Daueraufgabe

Stadtquartiere im Umbruch

Das ExWoSt-Forschungsfeld hat die Zielge-
rade erreicht. Die fünf Modellvorhaben aus 
Ost und West schreiben aktuell an ihren Er-
fah rungsberichten. Im Mittelpunkt des Bun-
desinteresses stand die Frage, welche Kon-
sequenzen sich durch den Stadtumbau für 
die Anpassung der technischen und sozialen 
Infrastruktur ergeben. Es interessieren Stra-
tegien, wie deren Leerstand oder Unteraus-
las tung zu neuen Freiräumen und damit zu 
mehr Lebensqualität in den Stadtquartieren 
führen können. Die Abschlussveranstaltung 
findet  am 15.11.2007 in Wuppertal statt. 
Zum Programm und zu weiteren Informa-
tionen aus dem Forschungsfeld siehe unter 
www.stadtquartiere-im-um bruch.de

Zwischennutzungen und Nischen
Die aktuelle Untersuchung baut auf der 
früheren Dokumentation „Zwischennut-
zung und neue Freiflächen“ im Rahmen von 
Aufbau-Ost auf. Hier wurden drei Dutzend 
Projekte beispielhaft vorgestellt. Insbeson-
dere die praxiserprobten Instrumente, wie 
z. B. Gestattungsverträge und Zwischennut-
zungsbörse trugen zur Nachahmung bei. 
Die laufenden Recherchen in dem aktuellen 
Projekt beziehen sich auf Ost und West, auf 
Freiflächen und leere Gebäudehüllen. Die 
Untersuchung wird ein Praxishandbuch für 
den Umgang mit temporäreren Nutzungen 
bieten.

Renaturierung
Angesichts örtlich hoher Bevölkerungsver-
luste wird an vielen Standorten die Perspek-
tive einer baulichen Nachnutzung immer 
unwahrscheinlicher. Die Kommunalumfra-
ge im Programmbereich Stadtumbau- Ost 
hat ergeben, dass in 85 % der Fälle nicht 
von einer baulichen Anschlussnutzung aus-
gegangen wird. Wenn sich in diesen Fällen 
keine Chance für Zwischennutzung eröff-
net, bleibt einzig die Perspektive einer kon-
sequenten Renaturierung. Für die Stadtbe-
wohner könnte es ein Gewinn sein, wenn 
mehr Grün in der Stadt mehr Lebensqualität 
offeriert. Dabei eröffnen sich grundsätzlich 
unterschiedliche Wege: naturnaher Stadt-
wald, öffentliche Grün anlage, Kleingarten-
anlagen im Privatbesitz, urbane Landwirt-
schaft oder verwilderte Stadtbrachen. Ak-
tuell wird im BBR mit einer Untersuchung 
begonnen, unterschiedliche Projektansätze 
in der Praxis zu dokumentieren und aus 
den untersuchten Fallstudien eine Handrei-
chung zur Nachahmung zu entwickeln.

Kontakt:

Dr. Manfred Fuhrich
Referat I 2
Stadtentwicklung
Tel.: 0228 99 –  401 22 65
Fax: 0228 99 –  401 23 56
E-Mail: 
manfed.fuhrich
@bbr.bund.de
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Kontakt:

Dr. Hans-Peter Gatzweiler
Abteilungsleiter I
Raumordnung und
Städtebau
Tel.: 0228 99 –  401 22 77
Fax: 0228 99 –  401 23 15
E-Mail: 
hans-peter.gatzweiler
@bbr.bund.de

BMVBS startet neues Modellvorhaben:
„Demographischer Wandel – Zukunftsgestaltung der
Daseinsvorsorge in ländlichen Regionen“

Die Diskussion um die Sicherung der Da-
seinsvorsorge und die wirtschaftliche Fort-
ent wicklung von ländlichen Regionen, die 
be son ders von Bevölkerungsrückgang und 
-alte rung betroffen sind, ist häufig durch 
resignative Töne geprägt. Fest steht sicher-
lich, dass diese Regionen auch von ihrer 
wirtschaftlichen Entwicklung her oft nicht 
so positive Ausgangsvoraussetzungen wie 
viele andere Regionen mitbringen. Deshalb 
benötigen sie partiell weiterhin Unterstüt-
zung.

Das neue Modellvorhaben möchte hier ei-
nen Beitrag leisten, in dem Programme und 
Initiativen des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) 
räumlich konzentriert eingesetzt werden. 
Dies soll exemplarisch in zwei Regionen der 
neuen Länder geschehen. Denn dort werden 
auf grund der demographischen Entwick-
lung vor allem peripher gelegene, häufig 
ländlich geprägte Regionen vor Herausfor-
derungen für die Daseinsvorsorge gestellt, 
die in den alten Ländern – bei gleichblei-
benden Trends – erst in einigen Jahren zum 
Tragen kommen. 

Die Auswahl der beiden Modellregionen 
stützte sich auf einen vom BMVBS initiier-
ten Teilnahmewettbewerb, an dem sich ins-
 ge samt sechs Regionen aus den neuen 
Ländern beteiligten. Als Entschei dungs-
grundlage war dazu von den Regionen u. a. 
ein sog. „Demographisches Handlungskon-
zept“ zu erarbeiten. Es sollte sich in seinem 
Strategieansatz dadurch auszeichnen, die 
Chancen herauszustellen, die sich durch den 
demographischen Wandel ergeben. Zudem 
sollte es möglichst im Rahmen eines ganz-
heitlichen, auf die Potenziale der Regionen 
abgestimmten Konzepts, innovative Pro-
jektideen, Vorschläge für deren Vernetzung 
und Ansätze für die Einbeziehung mögli-
cher Akteure benennen. Eine vom BMVBS 
im Vorfeld entwickelte Projektstruktur und 
festgelegte Aufgaben sollten dazu im Hand-
lungskonzept berücksichtigt werden.

Am 20. Juli konnte der Beauftragte der Bun-
desregierung für die neuen Bundesländer, 
Bundesminister Wolfgang Tiefensee, das 
Ergebnis des Teilnahmewettbewerbs ver-
künden. Die beiden Modellregionen sind: 
die Region Stettiner Haff (Landkreise Ost-
vorpommern und Ücker-Randow) und Süd-
harz-Kyffhäuser (Landkreise Mansfeld-Süd-
harz und Kyffhäuserkreis). 

Beide Modellregionen überzeugten durch 
zukunftsorientierte integrative Handlungs-
konzepte mit einer Vielfalt von Projektideen, 
die die Programme und Initiativen des 
BMVBS spiegeln und gute Realisierungschan-
cen versprechen. Nach Gesprächen und Ein-
drücken einer Bereisung ist zudem auch die 
Handlungsbereitschaft und fachliche Kom-
petenz der wichtigsten Akteure in diesen Re-
gionen hoch einzuschätzen – eine wichtige 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Umset-
zung der demographischen Handlungskon-
zepte und damit den Erfolg des Modellvor-
habens insgesamt.

Im Laufe des Augusts sind die konkreten Ar-
beiten zur Umsetzung der demographischen 
Handlungskonzepte in den beiden Modell-
regionen angelaufen. Um die zügige und 
effiziente Umsetzung des Modellvorhabens 
zu gewährleisten, wurde im BMVBS in der 
Abteilung Neue Länder (NL) eine Projekt-
gruppe aus Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern mehrerer Abteilungen einschl. des BBR 
eingerichtet. Denn das Modellvorhaben ver-
folgt einen komplexen thematischen Ansatz, 
der, wie gesagt, die gezielte Bündelung von 
Programmen, Initiativen, Einzelprojekten 
usw. aus dem Geschäftsbereich des BMVBS 
in den beiden Modellregionen zum Ziel hat.

Das BBR nimmt zusammen mit dem BMVBS 
die fachliche/inhaltliche Steuerung des Mo-
dellvorhabens in den Modellregionen wahr. 
Vor rangig ist hier zunächst die Entwicklung 
ei ner an die regionalen Verhältnisse angepas-
sten Aufbauorganisation sowie einer Ablauf-
organisation mit den wesentlichen Kommu-
nikations- und Abstimmungsab läu fen sowie 
Meilensteinen für die Umsetzungsphase der 
demographischen Handlungskonzepte. Bei 
seinen Aufgaben wird das BBR unterstützt 
von einer zwischenzeitlich beauftragten Pro-
jektassistenz (Auftragnehmer: Hochschule 
Neubrandenburg(HSNB)/Leibniz-Zen  trum 
für Agrarlandschaftsforschung (ZALF)). 

Mit Auftaktworkshops in den beiden Modell-
regionen ist im September die Um set zungs-
phase des Modellvorhabens gestartet.

Weitere Informationen zum Thema finden sich 
auf der Website des BMVBS:
www.bmvbs.de/beauftragter/-,1651/Chancen-
der-Regionen-nutzen.htm
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Das vorliegende IzR-Themenheft berichtet 
über die aktuelle Stadt- und Raument wick-
lungspolitik in Europa, insbesondere die 
Territoriale Agenda der Europäischen Union 
(TA-EU) sowie die Leipzig-Charta zur nach-
haltigen europäischen Stadt (LC) und da-
zugehörige Hintergrunddokumente. Anlass 
ist das Treffen der für Stadtentwicklung und 
territorialen Zusammenhalt zuständigen 
Minister in Leipzig am 24./25. Mai 2007. 

Nach einem einführenden Beitrag, der die 
Ziele und Hintergründe des Leipziger Minis-
tertreffens ausführlich erläutert, werden die 
Themen in neun Fach-Beiträgen detaillier-
ter diskutiert.

Europäische Integration und Kohäsion wird 
zunehmend auch ganz konkret als Integra-
tion des europäischen Raums, als Zusam-
menwachsen der europäischen Gebiete, der 
Städte und Regionen Europas gesehen. Dies 
zeigt sich in dem neuen Ziel des territorialen 
Zusammenhalts und der seit Beginn der 
1990er Jahre etablierten Zusammenarbeit 
der Raum ordnungsminister in europäischen 
Raumentwicklungsfragen. Die TA-EU ent-
wickelt diesen Prozess weiter und markiert 
den Beginn eines neuen evidenzbasierten 
und partizipativen Verständnisses von euro-
päischer Raumentwicklungspolitik. 

Zur Evidenzbasis tragen die Karten zur Eu-
ropäischen Raumentwicklung bei, die das 
BBR zur Illustration der sechs Prioritäten 
der TA-EU für das Leipziger Ministertreffen 
erarbeitet hat. Ein Heft-Beitrag beschreibt 
die Nutzung von territorialen Informatio-
nen vom EUREK zur TA-EU. Die Erfolge der 
europäischen Forschungszusammenarbeit 
(ESPON) werden sichtbar, ebenso auch der 
weitere Forschungsbedarf. 

Transnationale Programme und Projekte 
können zur Umsetzung der TA-EU beitragen. 
Anhand einer Auswertung von INTERREG 
IIIB-Projekten wird gezeigt, dass die trans-
nationale Zusammenarbeit in der Raum-
entwicklung das Potenzial hat, die in der
TA-EU aufgezeigten Themen durch konkre-
te Projekte aufzugreifen.

Die folgenden Beiträge behandeln die eu-
ropäische Stadtpolitik und zeigen gute Pra-
xisbeispiele für die politische Bearbeitung 
benachteiligter Stadtteile auf. Integrierte 
Stadtentwicklungspolitik für benachteiligte 

Die deutsche Ratspräsidentschaft – Impulse für die Stadt- 
und Raumentwicklungspolitik in Europa
Informationen zur Raumentwicklung, Heft 7/8.2007

Quartiere hat in der EU unterschiedliche 
Ausprägungen. In Westeuropa dominieren 
umfassende Ansätze unter Einschluss sozia-
ler und wirtschaftlicher Aspekte, in Mittel- 
und Osteuropa eher einzelne Projekte und 
städtebauliche Maßnahmen. 

Seit 1990 haben die für Stadtentwicklung 
zuständigen Minister der europäischen Mit-
gliedstaaten zunehmend informell zusam-
mengearbeitet und gemeinsame politische 
Forderungen und Leitlinien zur nachhalti-
gen Entwicklung der europäischen Städte 
formuliert. Die Mitgliedstaaten und die eu-
ropäischen Institutionen entwickeln im ge-
genseitigen Lernprozess eine Politik für die 
Städte in Europa. 

Organisatorische Fragen können der Schlüs-
sel zum Erfolg von städtebaulichen Aufwer-
tungsmaßnahmen sein. Zu diesem Ergebnis 
kommt eine Untersuchung über die Erfolgs-
determinanten städtebaulicher Aufwer-
tungsstrategien. 

Kreative und erfolgreiche Ansätze zur Stär-
kung der lokalen Ökonomie in benachtei-
ligten Stadtquartieren müssen nicht in den 
benachteiligten Gebieten selbst erfolgen, 
sondern können ihnen auch nutzen, wenn 
sie im Umfeld erfolgen und die positiven
Effekte von dort ausstrahlen. 

Der Beitrag kommunaler Verkehrsplanung 
zur Verbesserung der Lage benachteilig-
ter Stadtgebiete wird häufig unterschätzt. 
Beispiele zeigen, wie sich mit einem inte-
grierten Planungsansatz die Mobilität in 
den Stadtquartieren verbessern lässt, unter 
Beachtung der sozialen, ökonomischen und 
ökologischen Dimensionen nachhaltiger 
Verkehrsentwicklung. 

Erfolgreiche integrierte Handlungskonzep-
te erfordern auch eine aktive Bildungs- und 
Ausbildungspolitik für Kinder und Jugend-
liche in benachteiligten Stadtquartieren. Ein 
Beitrag hierzu führt aus, welche Handlungs-
felder hier für die Verbesserung der Lebens-
situation von Kindern und Jugendlichen von 
zentraler Bedeutung sind.

Im Anhang des Heftes sind die in Leipzig 
verabschiedeten Papiere im Wortlaut doku-
mentiert.

Kontakt:

Dr. Karl Peter Schön
Referat I 3
Europäische Raum- und 
Stadtentwicklung
Tel.: 0228 99 – 401 23 29
Fax: 0228 99 – 401 22 60
E-Mail:
peter.schoen
@bbr.bund.de

Dr. Markus Eltges
Referat I 4
Regionale Strukturpolitik 
und Städtebauförderung
Tel.: 0228 99 – 401 23 38
Fax: 0228 99 – 401 23 46
E-Mail:
markus.eltges
@bbr.bund.de

Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft –
Impulse für die Stadt- und Raum-
entwicklung

Heft 7/8.2007

Informationen zur Raumentwicklung 
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Am 25. Mai 2007 verabschiedeten die für 
Raumentwicklung zuständigen Minister 
der EU in Leipzig die Territoriale Agenda 
der Europäischen Union. Das BBR erstellte 
zur Un terfütterung der Aussagen der Terri-
torialen Agenda zwei Hintergrundberichte, 
die den Ministern in Leipzig von der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft vorgelegt 
wurden. Diese beiden Berichte liegen nun 
– auf deutsch und auf englisch – in gedruck-
ter Form vor und können beim BBR ange-
fordert werden.

Der Bericht „Europa wächst zusammen – 
Transnationale Zusammenarbeit von Städ-
ten und Regionen“ befasst sich mit den Er-
gebnissen, Wirkungen und dem Nutzen der 
transnationalen Programme und Projekte. 
Denn die transnationale Zusammenarbeit 
der europäischen Städte und Regionen ist 
ein wichtiges Element der Förderung des 
territorialen Zusammenhalts. Die Euro-
päische Union unterstützt mit Mitteln aus 
dem Europäischen Fond für Regionalent-
wicklung die Zusammenarbeit der europä-
ischen Staaten und ihrer Städte und Regio-
nen in transnationalen Programmräumen. 
Zehntausende von Akteuren und Hunderte 
Städte und Regionen sind so im Programm-
zeitraum 2000 bis 2006 Teile staatenüber-
greifender Netzwerke geworden, haben im 
Verbund die europäische Raumentwicklung 
gefördert und bereiten gemeinsam neue 
Entwicklungsprojekte vor. 

Anhand konkreter Projektergebnisse wird 
der Beitrag transnationaler Kooperationen 
zur Umsetzung europäischer Raumentwick-
lungs politik beispielhaft aufgezeigt. Dazu 
wurden mehrere hundert Projekte aus ver-
schiedenen Ko ope rationsräumen analy-
siert. Die Beispiele konzentrieren sich auf 
die Kooperationsräume „Alpen“, „Mittel-
europäischer, Adria ti scher, Donau- und 
Südosteuro päi scher Raum (CADSES)“, 
„Nordsee“, „Nord  west eu ro pa“ und „Ostsee“. 
Neben querschnittsorientierten Aspekten 
wird untersucht, inwieweit transnationa-
le Raum entwicklungspro jekte bereits die 
Schwerpunkte der Territorialen Agenda der 
Europäischen Union aufgegriffen haben. 
Transnationale Zusammenarbeit erweist 

Europa wächst zusammen – Transnationale Zusammen-
arbeit von Städten und Regionen
Bringing Europe together – Transnational cooperation of cities and regions

Karten zur europäischen Raumentwicklung
Maps on European territorial development

sich als ein wichtiges Instrument zur Ver-
wirklichung der Territorialen Agenda. 

Die Karten zur Europäischen Raument-
wicklung dienen der Illustration der sechs 
Prioritäten der Territorialen Agenda. Die 
Karten zielen darauf, einer breiteren Leser-
schaft in kurzer und verständlicher Form 
einen Einstieg in die räumlichen Strukturen 
und Entwicklungen in Europa zu geben. 

Mit ausgewählten Visualisierungen versucht 
der Bericht, die regional unterschiedlichen 
Potentiale und die unterschiedlichen Stär-
ken und Schwächen Europas und seiner 
Regionen und Städte darzustellen. Die Kar-
ten erläutern die grundlegenden Struktu-
ren und Trends der europäischen Regionen 
und Städte anhand einer Vielzahl relevanter 
Themen und stellen die sechs Prioritäten 
der Territorialen Agenda in ihren regionalen 
Dimensionen dar. Regionale und städtische 
Strukturen und polyzentrische Entwicklun-
gen werden aufgezeigt und Erreichbarkeiten 
und Zugang zu digitalen Kommunikations-
infrastrukturen dargestellt. Informationen 
zu technologischen und natürlichen Risi-
ken, ökologischen Ressourcen und Kultur-
gütern runden das Spektrum der regionalen 
Informationen ab. 

Den Abschluss der Kartensammlung bildet 
ein Ausblick auf die räumliche Zukunft Eu-
ropas in Form von Szenarien. Basierend auf 
den Ergebnissen des ESPON-Programms 
werden potenzielle Wirtschaftstrends im 
Lichte von Kohäsion und Wettbewerbsfä hig-
keit betrachtet und das mögliche „Altern“ 
des Kontinents gezeigt. Die im vierten Sach-
stands bericht des Zwischenstaatlichen Aus-
schusses für Klimaänderungen (IPPC) ver-
öffentlichten Ergebnisse des „Max-Planck-
Instituts für Meteorologie“ in Ham burg 
verdeutlichen die zukünftigen Auswirkun-
gen des Klimawandels auf die europäischen 
Regionen. 

Neben den Ergebnissen des ESPON-For-
schungsnetzwerks stützen sich die Infor-
mationen auf Angaben des Europäischen 
Städtevergleichs, des Urban Audit, und auf 
die Laufende Raumbeobachtung Europa 
des BBR. 

Kontakt:

Dr. Karl Peter Schön
Tel.: 0228 99 – 401 23 29

Brigitte Ahlke
Tel.: 0228 99 – 401 23 30
(federführend für den 
Bericht „Europa wächst 
zusammen“)

Volker Schmidt-Seiwert
Tel.: 0228 99 – 401 22 46
(federführend für den
Bericht „Karten zur
europäischen Raum-
entwicklung“)

Referat I 3
Europäische Raum- und 
Stadtentwicklung

E-Mail: 
peter.schoen
@bbr.bund.de
brigitte.ahlke
@bbr.bund.de
volker.schmidt-seiwert
@bbr.bund.de

Die Veröffentlichungen 
sind kostenlos und kön-
nen bezogen werden bei 
Beatrix Thul
E-Mail:
beatrix.thul
@bbr.bund.de

Bundesamt

für Bauwesen und

Raumordnung
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Kontakt:

Dr. Steffen Maretzke
Referat I 4
Regionale Strukturpolitik 
und Städtebauförderung
Tel.: 0228 99 –  401 23 26
Fax: 0228 99 –  401 23 46
E-Mail: 
steffen.maretzke
@bbr.bund.de

Die demographische Entwicklung in Ostdeutschland und 
ihre Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen
Forschungen, Heft 128

Investitionsprozesse im Wohnungsbestand 
– Private Vermieter im Mehrfamilienhausbereich
Forschungen, Heft 129

Kontakt:

Wolfgang Neußer
Referat II 11
Wohnungs- und Immo-
bilienmarkt
Tel.: 0228 99 –  401 12 81
Fax: 0228 99 –  401 12 19
E-Mail: 
wolfgang.neusser
@bbr.bund.de

Eine noch relativ unerforschte Facette des 
demographischen Wandels sind dessen 
Auswirkungen auf die öffentlichen Finan-
zen. Um hier differenziertere Informatio-
nen zu erhalten, wurde im Rahmen des 
Forschungspro gramms „Aufbau Ost“ des 
BMVBS und des BBR dieses Projekt initiiert.

Auf Basis der kommunalen Jahresrech nun-
gen quantifiziert diese Studie beispielhaft für 
das Land Brandenburg vorhandene Rema-
nenz kosten für 87 abgegrenzte kommunale 
Aufgabenbereiche und eröffnet so erstmals 
einen differenzierten Einblick in die Demo-
graphie-Sensibilität der Kommunal- und 
Kreis haushalte. Diese Remanenzkosteneffek -
te wurden im Weiteren mit einer regio na li-
sier ten Bevölkerungsprognose zusammen-
geführt, so dass die Folgen des demogra-
phischen Wandels für die Einnahmen- und 
Ausgabenentwicklung ausgewählter Kreise/
Kom   munen bis 2020 simuliert werden kön-
nen. Im Ergebnis zeigt sich, dass 

• drei von vier Kreisen infolge der demo-
graphischen Entwicklung bis 2020 leicht 
steigende Ausgabenüberschüsse realisie-
ren werden;

• nicht nur Schrumpfungsregionen, son-
dern auch Regionen mit günstigerer Be-
völ kerungsentwicklung steigende Ausga-
benüberschüsse aufweisen können.

Auf der Grundlage mehrerer Szenarien, die 
die Auswirkungen unterschiedlicher Anpas-
sungsreaktionen/Entwicklungen auf die 
öffentlichen Finanzen modellieren, werden 
mögliche Handlungsspielräume der Kreise/
Kommunen zur Stabilisierung ihrer Finanz-
haushalte aufgezeigt. In Reflektion dieser 
Ergebnisse werden wichtige Handlungser for-
der nisse formuliert, die im Weiteren durch 
kon krete Handlungsempfehlungen für die 
Kommunen, das Land und den Bund unter-
legt werden.

Die Veröffentlichung ist
kostenlos und kann
bezogen werden bei:
silvia.becker
@bbr.bund.de

Die Veröffentlichung ist
kostenlos und kann
bezogen werden unter: 
forschung.wohnen
@bbr.bund.de

Als Auftakt einer Reihe von drei als Pilotstu-
dien zum Aufbau eines Wohnungsbestands-
pa nels initiierten Projekten zu Investitions-
pro zes sen im Wohnungsbestand konnte 
zum Jah res anfang dieser erste Betrach-
tungsschwerpunkt abgeschlossen werden. 
Die anteilig größte aber empirisch äußerst 
schwierig zu  identifizierende Gruppe der 
privaten Vermieter wurde auf Basis vor-
definierter Woh nungsmarkttypen in den 
Städten Frankfurt a. M., Essen, Osnabrück, 
Celle, Dresden und Köthen zur Investitions-
tätigkeit in ihre Bestände (bis Baujahr 1990) 
innerhalb des Zeitraums 2002 bis 2006 be-
fragt. Vorgelagert wurde eine umfassende 
Sekundärdatenanalyse durchgeführt.

Etwa 60 % der tatsächlich durchgeführten 
B  e  standsmaßnahmen konzentrierte sich 
demnach auf den Werterhalt von Wohnun-
gen und Gebäuden (Erneuerung von Sani-
täranlagen, Fußbodensanierung, Fassaden- 
und Dacherneuerung), während etwa ein 
Drittel der energetischen Sanierung dienten 
(Erneuerung der Heizquelle, Austausch von 
Fenstern usw.). 

Die Finanzierung der Bestandsinvestitio-
nen erfolgte zu über 60 % aus Eigenmitteln. 
För dermittel deckten durchschnittlich rund 
10 % des Investitionsvolumens ab, wobei der 
Anteil in Ostdeutschland mit ca. 28 % deut-
lich höher lag als in Westdeutschland (ca. 
7 %). Die Befragungen ergaben weiterhin, 
dass im Vergleich zu westdeutschen Städten 
in Ost deutschland weitaus mehr Mietob-
jekte nicht kostendeckend bewirtschaftet 
werden (West: 15 %, Ost: 40 %). Damit kor-
respondierend werden die Renditechancen 
von den privaten Vermietern gegenwärtig 
eher pessimistisch beurteilt. Zugleich ist für 
den Zeitraum bis 2010 eine verhalten opti-
mistische Erwartungshaltung zu erkennen. 

Über 90 % der Gebäude sind bereits mit wär-
megedämmten Fenstern und rd. 86 % mit ei-
ner moderne Heizungsanlage ausgestattet. 
Insbesondere bei der Wärmedämmung von 
Dach, Fassade und Kellerdecke schneiden 
ostdeutsche Gebäude deutlich besser ab. 
Rund 68 % von ihnen verfügen z. B. über ein 
wärmegedämmtes Dach, gegenüber 43 % in 
Westdeutschland.

Demografie und die Kommunen

Heft 128

Forschungen 

Investitionsprozesse im Wohnungs-
bestand – unter besonderer
Berücksichtigung privater Vermittler

Heft 129

Forschungen 
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EUROPOLIS 
Stadterneuerung und gesteuerte Stadtentwicklung 
Begleitung und Auswertung des INTERREG IIIB-Projektes aus deutscher Sicht

Werkstatt: Praxis, Heft 50

EUROPOLIS war ein INTERREG III B Pro-
jekt im Kooperationsraum Nordwesteuropa 
(NWE). Im Mittelpunkt des nunmehr abge-
schlossenen Projektes stand der Erfahrungs-
austausch zwischen (Mittel-)Städten und re-
gionalen wie nationalen Planungsbehörden 
zu aktuellen städtebaulichen und planeri-
schen Handlungsanforderungen. Durch die 
enge Zusammenarbeit lokaler, regionaler 
und nationaler Akteure sollte zu einem bes-
seren gegenseitigen Verständnis beigetragen 
und der transnationale, staatliche Ebenen 
übergreifende Erfahrungsaustausch inten-
siviert werden. 

An dem Projekt nahmen 14 Partner teil. Fe-
derführender Partner war die Generaldirek-
tion Städtebau und Wohnungswesen (Direc-
tion Générale de l’Urbanisme, de l’Habitat et 
de la Construction: DGUHC) des französi-
schen Infrastrukturministeriums. Deutsche 
Projektpartner waren neben BMVBS/BBR 
die Städte Freiburg, Ludwigs hafen und Saar-
brücken sowie das Ministerium des Inneren 
Rheinland-Pfalz und das Ministerium für 
Umwelt des Saarlandes. Weitere Partner-
städte waren Brest und Rennes aus Frank-
reich, Charleroi und Mons aus Belgien sowie 
Norwich und Nottingham aus dem Vereinig-
ten Königreich. 

Durch die gemeinsame Arbeit an aktuel-
len Planungsaufgaben in den beteiligten 
Kommunen sollten Verfahren, Instrumente, 
Entwicklungsstrategien und rechtliche Re-
gelungen zielgerichtet thematisiert werden, 
um übertragbare innovative Ansätze zu ei-
ner nachhaltigen Stadtentwicklung zu iden-
tifizieren. Ferner sollte mit EUROPOLIS der 
Grundstein für eine Aktionsplattform euro-
päischer Mittelstädte gelegt werden. 

Ausgehend von vorherrschenden Problem-
lagen der beteiligten Städte wurden in der 
Vorbereitungsphase des Projektes vier zen-
trale Themenfelder für die Projektdurchfüh-
rung identifiziert, nach denen die inhalt-
liche Projektorganisation erfolgte:

• Steuerung der Siedlungsentwicklung und 
Innenstadtentwicklung

• Steuerung der Einzelhandelsentwicklung 
in der Stadt

• Soziale Aspekte in der Stadterneuerung

• Stadtentwicklung und Umwelt (Mobilität 
und Energie)

Innerhalb dieser vier Themenbereiche wur-
den im Rahmen von „Ateliers“ und sog. „Au-
dits“ unterschiedliche Instrumente, Verfah-
ren und Strategien zwischen allen Partnern 
diskutiert. Während in den Ateliers anhand 
einer konkreten städtebaulichen Aufga-
benstellung vor Ort umfassend die stadtent-
wick lungspolitischen Ansatzpunkte und 
Instrumente zwischen den Projektpartnern 
diskutiert wurden, dienten die „Audits“ der 
kompakten Aufbereitung von ausgewählten 
Planungsaufgaben unter Hinzuziehung von 
Experten. Im Rahmen einer sog. Kapita li sie-
rungsphase wurden die erarbeiteten Pro-
jektergebnisse von den Vertretern der Pla-
nungsbehörden vergleichend geprüft und 
auf Ähnlichkeit, Übertragbarkeit und Inno-
vationspotenziale hin untersucht. 

Die Projektergebnisse, einschließlich eines 
Glossars und einer „Toolbox“ sind von der 
DGUHC auf CD-Rom dokumentiert worden, 
die vom BBR bezogen werden kann.

Anders als diese Gesamtbetrachtung wird 
im vorliegenden Werkstatt: Praxis Heft 
eine Einordnung und Beurteilung der 
Projektergeb nisse aus deutscher Perspekti-
ve vorgenommen. In drei Eingangskapiteln 
werden  das Pro jekt und seine Konzeption, 
die Planungssysteme der jeweiligen Länder 
und die spezifischen Herausforderungen der 
Mittelstädte dargestellt. In den zwei Haupt-
kapiteln werden die Handlungsfelder und 
die Instrumente im Detail vorgestellt. Diese 
Kapitel liefern einen detailreichen Überblick 
zu den verschiedenen im Projekt behandel-
ten Planungsansätzen. Zudem werden für 
die ausgewählten Planungsaufgaben die 
eingesetzten Instrumente erläutert. Im Ein-
zelnen wird dabei auf die Zielsetzung, den 
Rechtscharakter, die Funk tionsweise und 
die beteiligten Akteure eingegangen. Ferner 
werden die vorgestellten Instrumente einer 
Bewertung aus deutscher Sicht unterzogen. 
Vor dem Hintergrund der Projektergebnisse 
werden schließ lich Strategien zukünftiger 
europäischer Stadtentwick lungspolitiken 
diskutiert und Handlungsop tionen aufge-
zeigt. 

Die Veröffentlichung ist
kostenlos und kann
bezogen werden bei
Silvia Becker
E-Mail:
silvia.becker
@bbr.bund.de

Kontakt:

Jürgen Göddecke-
Stellmann
Referat I 4
Regionale Strukturpolitik 
und Städtebauförderung
Tel.: 0228 99 –  401 22 61
Fax: 0228 99 –  401 23 46
E-Mail: 
juergen.goeddecke
@bbr.bund.de

EUROPOLIS

Heft 50

Werkstatt: Praxis 
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Grünzug Neckartal – Strategien

Kontakt:

Gisela Beckmann
Referat I 5
Verkehr und Umwelt
Tel.: 0228 99 – 401 23 05
Fax: 0228 99 – 401 22 60
E-Mail:
gisela.beckmann
@bbr.bund.de

Gina Siegel
Referat SW 15
Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung
Invalidenstraße 44
10115 Berlin
Tel.: 030 18 – 300 61 51
Fax: 030 18 – 3008076151
E-Mail:
gina.siegel
@bmvbs.bund.de

Flussgebiete werden seit jeher als Sied-
lungs- und Wirtschaftsräume genutzt. In-
folgedessen wurden die ursprünglichen 
Flussland schaf ten teilweise stark umge-
staltet und überbaut, häufig mit ästhetisch 
und ökologisch negativen Folgen. Das Pro-
jekt „Grünzug Neckartal“ folgt daher dem 
Leitgedanken, die urbane, stark industria-
lisierte Flusslandschaft entlang des mittle-
ren Neckars wieder attraktiver zu gestalten 
und als Arbeits- und Wohnstandort, Nah-
erholungsgebiet und Naturraum aufzuwer-
ten. „Grünzug Neckartal“ gehört zum For-
schungsprogramm „Modellvorhaben der 
Raumordnung“ (MORO) von BMVBS und 
BBR und startete als eine Initiative zur Zu-
sam menführung von annähernd 60 Einzel-
ent wicklungsmaßnahmen zur qualitativen 
Ver besserung der bedeutsamen Wirtschafts-
region entlang des mittleren Neckars im 
Großraum Stuttgart.

Bisher sind zwei MORO-Projekte im Rah-
men von „Grünzug Neckartal“ durchgeführt 
worden. Zunächst wurden die verschiede-
nen, bei den Kommunen und der Regio-
nalplanung bereits vorliegenden, jedoch 
bisher nicht umgesetzten Planungsvorha-
ben einheitlich zusammengestellt und in 
der Broschüre „Grünzug Neckartal“ vorge-
stellt. Im Folgeprojekt „Strategien“ wurde 
ein übergeordnetes Konzept erarbeitet, das 
den Fluss in den Mittelpunkt eines zurück 
zu gewinnenden Lebens- und Kulturrau-
mes stellt und den Einzelmaß      nah men in ei-
nem zusammenhängenden Gan zen Orien-

tierung verschafft. Maßgebend für dieses 
übergeordnete Konzept sind der raumord-
nungspolitische Handlungsrahmen der 
Bundesraumordnung mit seinem Leitbild 
„Ressourcen sichern und Kulturlandschaft 
ge stalten“ und die damit verbundenen 
Hand  lungsstrategien für die Raumentwick-
lung sowie die Handlungsempfehlungen der 
Fluss ge bietskonferenz von 2005. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind viel-
gestaltig und umfassen Konzepte zur Ufer-
umgestaltung unter Berücksichtigung der 
Belange von Gewässerökologie und Hoch-
was ser schutz ebenso wie Pläne für Grünan-
lagen, für die Verbesserung der Aufenthalts- 
und Erholungsqualität oder für den Bau 
von Rad- oder Fußgängerbrücken. Dabei 
tangieren viele Maßnahmen die Sanierung 
und den Ausbau des Neckars, für die der 
Bund im Rahmen seiner Zuständigkeit für 
Bundeswasser stra ßen verantwortlich ist.

Beim Projekt „Grünzug Neckartal“ spielt 
bürgerschaftliches Engagement eine her-
ausragende Rolle, nicht zuletzt, weil ent-
scheidende Aktivitäten – u. a. die Gründung 
einer Stiftung – durch das Architektenpaar 
Hermann Grub und Petra Lejeune-Grub in-
itiiert und maßgeblich getragen werden. Als 
Mo dell vorhaben der Raumordnung steht 
Grünzug Neckartal exemplarisch für ande-
re, vergleichbar intensiv genutzte, urbane 
Flusslandschaften sowie für Möglichkeiten 
ihrer land schaftlichen Aufwertung. Beispie-
le dafür zeigt die neue Broschüre „Grünzug 
Neckar tal-Strategien“, die nun vorliegt. Für 
die Zukunft sind im Rahmen von MORO 
weitere Schritte zur Förderung der Umset-
zung von „Grünzug Neckartal“ geplant. 

Die Veröffentlichung ist
kostenlos und kann
bezogen werden bei
Gabriele Bohm
E-Mail:
gabriele.bohm
@bbr.bund.de

Sie ist als Online-Publika-
tion im Internet abrufbar 
unter
www.bbr.bund.de/Ver-
 oeffentlichungen/Sonder-
veroeffentlichungen

Quelle: Peter Geitz, Stuttgart

Betoniertes Neckarufer Renaturiertes Neckarufer

Quelle: Allianz Umweltstiftung
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In eigener Sache: Online-Publikationen und Downloads 
– Verfügbarkeiten und Zitierfähigkeit 
– Bibliotheken-Newsletter

Neue Ausgaben der Schriftenreihe „BBR-Online-Publikationen“ finden Sie in 
der Rubrik Veröffentlichungen.  

Im Zusammenhang mit der Deutschen Ratspräsidentschaft sind erschie-
nen jeweils in deutsch, englisch und französisch: 

• 02/2007: Stärkung der lokalen Ökonomie und der lokalen Arbeitsmarktpolitik in
  benachteiligten Stadtquartieren

• 05/2007: Städtebauliche Aufwertungsstrategien in benachteiligten Stadtquartieren

• 08/2007: Integrierte Stadtentwicklung als Erfolgsbilanz einer nachhaltigen Stadt

• 11/2007: Nachhaltiger Stadtverkehr und benachteiligte Stadtquartiere

• 14/2007: Aktive Bildungs- und Ausbildungspolitik für Kinder und Jugendliche in
  benachteiligten Stadtquartieren – gute Praxisbeispiele in Europa

Weitere BBR-Online-Publikationen, die im Juli / August 2007 erschienen sind: 

• 17/2007: Konzeption zur Sanierung und Modernisierung eines Wohngebäudes in 
  Plattenbauweise in St. Petersburg

• 18/2007: Regionale Kulturlandschaftsgestaltung – Neue Entwicklungsansätze und 
  Handlungsoptionen für die Raumordnung

• 19/2007: Kompetenzen und Aufgaben der Raumordnung in der Gestaltung von
  Kulturlandschaften

Forschungsergebnisse sollen breit zugäng-
lich und schnell verfügbar sein und – wenn 
möglich – nichts kosten. Diesen Anforde-
rungen kommt das BBR mit der Schrif-
tenreihe „BBR-Online-Publikationen“ und 
Downloads von Print publikationen sowie 
ihrer Archivierung bei der Deutschen Na-
tionalbibliothek ent gegen.

Den steigenden Ansprüchen nach breiter 
Zugänglichkeit zu Informationen kommt 
das BBR schon länger nach: seit 2006 ist der 
überwiegende Teil der Publikationen des 
BBR kostenfrei. Zeitgleich mit dem Erschei-
nen werden sie als Downloads auf die BBR-
Homepage gestellt.

Auf die steigenden Ansprüche an Aktuali-
tät reagierte das BBR mit einem deutlich 
ausgebauten Internetauftritt und mit der 
Schriftenreihe „BBR-Online-Publikationen“. 
Neben der Aktualität hat das e-publishing 
weitere Vorteile. Ergebnisse könne auch 
für kleine Interssensgruppen veröffentlicht 

werden. Generell ergeben sich erhebliche  
Kostenvorteile für den Herausgeber und da-
mit auch für die Steuerzahler.

In den letzten Monaten hat das BBR die bis-
herigen Defizite der Schriftenreihe „BBR-
Online-Publikationen“ und Downloads 
seiner Printpublikationen angegangen. Die 
dauerhafte Verfügbarkeit und damit Zitierfä-
higkeit ist durch die Registrierung mit einer 
URN-Nummer (Uniform Resource Name) 
und Archivierung bei der Deutschen Natio-
nalbibliothek gesichert. Ihre Verbreitung/
Verfügbarkeit ist damit bei allen wesent-
lichen Bibliotheksverbünden gegeben.

Mit einem Bibliotheks-Newsletter wird das 
BBR zukünftig die relevanten Universitäts-
/Fachbibliotheken über aktuelle Publikatio-
nen informieren. Für die Aufnahme in die 
Kataloge wird bei kostenfreien Publikatio-
nen der Archivlink zur Deutschen National-
bibliothek angegeben werden.

Falls Sie den Bibliotheken-
Newsletter wünschen,
bitte E-Mail an:
Bibliotheken-NL
@bbr.bund.de

Kontakt:

Dr. Karin Veith
Referat I 7 
Wissenschaftliche 
Dienste
Tel.: 0228 99 – 401 22 97
Fax: 0228 99 – 401 22 82
E-Mail:
karin.veith
@bbr.bund.de
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Neue Ressortforschungsprojekte finden Sie in der Rubrik Forschungsprogramme unter: 

Allgemeine Ressortforschung / Bereich Wohnungswesen

• Stadtrendite durch kommunale Wohnungsunternehmen

ExWoSt-Studien

•  Bestandsmonitoring zur dauerhaften Beobachtung von Investitionsprozessen im Wohnungs-
 bestand unter besonderer Berücksichtigung der 70er und 80er Jahre – Bestände

• Kommunale Konzepte: Wohnen

Neue Themen finden Sie in der Rubrik Forschen und Beraten unter:

Stadtentwicklung / Stadtenwicklung in Deutschland / Städtebauförderung / Stadtumbau Ost / 
Forschungsprojekte

• Evaluierung des Bund-Länder-Programms Stadtumbau Ost

Auf der englischen Internetseite werden Forschungsprojekte erst nach Abschluss veröffentlicht. 
Sie finden diese bei „News and Dates“ unter „Current internet articles from the scientific field“. 
Neu im Netz sind:

• The formal and effective incidence of federal funds

•  Structural data in the building sector 2006

•  Municipal housing supply concepts

•  Investigation of investment processes in housing stock

• The contribution of technology transfer to the development of regional innovation potentials
 in East Germany

• Changes in the supplier structure in the German housing market and housing policy
 implications

• Social Indicators of Sustainable Building

• Metropolitan Regions – Opportunities for Reigonal Development through Polycentricism and
 Regional 

 Cooperation

• Analysis of the impacts, benefit and implementation of INTERREG III B projects

Downloads zu aktuell erschienenen Publikationen finden Sie in der Rubrik Neues/Termine unter  
Veröffentlichungen.

Alle Veranstaltungen finden Sie in der Rubrik Neues/Termine unter Veranstaltungen wissen-
schaftlicher Bereich.

Neues aus der Forschung – www.bbr.bund.de
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